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Ein Ende der Corona-Pandemie ist 
nicht in Sicht: Wo die Infektionszahlen 
im Sommer auf der nördlichen Halb-
kugel noch auf niedrigem Niveau sta-
gnierten, steigen sie mit Beginn der 
kalten Jahreszeit nun wieder rasant an. 
Um vulnerable Bevölkerungsgruppen 
zu schützen und die medizinische Ver-
sorgung sicherzustellen, werden in-
zwischen ganze Großstädte zu Risiko-
gebieten erklärt oder abgeriegelt. Ei-
nen generellen Lockdown wollen alle 
Regierungen möglichst vermeiden, um 
die wirtschaftlichen Schäden aus dem 
Frühjahr nicht noch zu vergrößern: 
Aufgrund sinkender Wirtschaftsleis-
tung stieg weltweit die Arbeitslosigkeit 
an und brachen die Steuereinnahmen 
ein, während zugleich die staatlichen 
Ausgaben durch die Corona-Hilfsmaß-
nahmen in die Höhe schnellten. 

Gefahr droht den Staaten aber nicht 
nur durch das Coronavirus. Als Italien 
am 26. März dieses Jahres über 8000 
Corona-Toten zählte – mehr als dop-
pelt so viele wie jedes andere Land –, 
sinnierten Anwälte einer italienischen 
Kanzlei bereits über Konzernklagen 
gegen die staatlichen Notfallmaßnah-
men zur Eindämmung des Virus und 
seiner verheerenden wirtschaftlichen 
Folgen. Ihr Fazit: Die „übereilten und 
schlecht koordinierten“ Maßnahmen 
der italienischen Regierung könnten 
in den Geltungsbereich internationaler 
Investitionsabkommen fallen – und zu 
einer Welle teurer Schadenersatzkla-
gen gegen Italien vor privaten Schieds-
gerichten führen.1

1	 Massimo Benedetteli, Caterina Coroneo und 
Nicolò Minella, Could COVID-19 emergency 
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Weltweit ermöglichen mehr als 2600 
Handels- und Investitionsabkommen2 
ausländischen Investoren, Staaten vor 
privaten Schiedsgerichten zu verkla-
gen, wenn sie ihre weitreichenden 
Rechte in den Verträgen als verletzt 
ansehen. Dabei können Konzerne 
schwindelerregend hohe Summen an 
Schadenersatz für angebliche Inves-
titionseinbußen fordern – infolge von 
Enteignungen, aber auch quasi jegli-
cher Art der Regulierung.

Bekannte hiesige Beispiele sind die 
Schiedsverfahren des schwedischen 
Konzerns Vattenfall. Mit einer ersten 
Klage über einen Streitwert von 1,4 Mrd.  
Euro erreicht Vattenfall 2010 im Rah-
men einer Einigung die Absenkung 
von Umweltauflagen für das umstrit-
tene Kohlekraftwerk im Hamburger 
Stadtteil Moorburg.3 Seit 2012 läuft 
die zweite Klage über 6,1 Mrd. Euro 
Schadenersatz für den beschleunig-
ten Atomausstieg nach der Katastrophe 
von Fukushima. Allein die Rechtskos-
ten zur Verteidigung dieser Klage be-
laufen sich auf Seiten der Bundesregie-
rung bereits auf knapp 22 Mio. Euro.4

Inmitten der Coronakrise bereiten 
global agierende Anwaltskanzleien nun  
den Boden für Investor-Staat-Klagen 
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gegen Maßnahmen, die Regierungen 
ergriffen haben, um Leben zu retten, 
die Pandemie einzudämmen und ihre 
wirtschaftlichen Folgen abzumildern. 
In Webinaren und Publikationen wei-
sen sie ihre Klienten darauf hin, dass 
sie ihre im Rahmen der Pandemie ein-
gebüßten Gewinne auf Basis von In-
vestitionsabkommen wieder einkla-
gen können. So schrieb die Kanzlei Ro-
pes & Gray im April 2020: „Regierun-
gen haben auf Covid-19 mit einer Rei-
he von Maßnahmen reagiert, darunter 
Reisebeschränkungen, Einschränkun-
gen der Geschäftstätigkeit und Steu-
ervorteile. Ungeachtet ihrer Legiti-
mität können sich diese Maßnahmen  
negativ auf Unternehmen auswirken, 
indem sie die Rentabilität verringern, 
den Betrieb verzögern oder von staatli-
chen Leistungen ausgeschlossen wer-
den. [...] Für Unternehmen mit auslän-
dischen Investitionen könnten Investi- 
tionsabkommen ein wirksames Instru-
ment sein, um Verluste infolge von Co-
vid-19-bezogenen Maßnahmen auszu-
gleichen oder zu verhindern.“5

Schutzmaßnahmen im Fadenkreuz

Die Kanzleien werden nicht müde zu 
betonen, dass viele der über 1020 welt-
weit bekannten Investor-Staat-Klagen 
infolge von Wirtschaftskrisen oder 
politischen Umbrüchen entstanden 
sind – wie etwa der argentinischen 
Finanzkrise Anfang der 2000er oder 
dem Arabischen Frühling Anfang der 
2010er Jahre. In 77 Prozent der Klagen, 
die gegen Argentinien im Kontext sei-
ner Finanzkrise erhoben wurden, kam 
es entweder zu einem Schiedsspruch 
zugunsten des Investors oder zu einer 
Einigung, bei der die Kläger nicht leer 
ausgegangen sein dürften.6 Die Coro-

5	 Ropes & Gray, COVID-19 Measures: Levera-
ging Investment Agreements to Protect Fo- 
reign Investments, 28.4.2020.

6	 Cecilia Olivet und Bettina Müller, Juggling 
crises. Latin America’s battle with COVID-19 
hampered by investment arbitration cases,  
https://longreads.tni.org/jugglingcrises.

na-Pandemie könnte nun eine erneute 
Klagewelle lostreten.

Die Palette staatlicher Schutzmaß-
nahmen, die Kanzleien ins Visier neh-
men, ist breit. So könnten ausländische 
Versorgungsunternehmen Länder wie 
El Salvador, Bolivien, Kolumbien oder 
Argentinien verklagen, weil diese ver-
fügten, dass Haushalte in der Pan-
demie weiter Zugang zu Wasser zum 
Händewaschen haben sollen – auch 
wenn diese Rechnungen nicht beglei-
chen können. Im Ausland registrier-
te Immobilienfirmen könnten Länder 
verklagen, die Mieter*innen schützen, 
weil sie aufgrund von Krankheit oder 
krisenbedingtem Jobverlust ihre Mie-
te nicht zahlen können. „Während die-
se Maßnahmen den Schuldnern hel-
fen, wirken sie sich unweigerlich auf 
die Gläubiger aus, indem sie Einkom-
mensverluste verursachen“, begründet 
die Kanzlei Shearman & Sterling mög-
liche Corona-Klagen.7

Auch Preisobergrenzen für Medika-
mente und die Lockerung des Patent-
schutzes zur Entwicklung eines güns-
tigen Impfstoffs könnten Unternehmen 
vor Schiedsgerichten als vermeintli-
che Enteignung anfechten. Gleiches 
gilt für finanzpolitische Maßnahmen 
wie Kapitalverkehrskontrollen zur Ein-
dämmung destabilisierender Geld-
abflüsse sowie Schuldenerlasse und 
Umschuldungen, zu denen Staaten im 
Kontext der Corona-Wirtschaftskrise 
gezwungen sein könnten.

Solche Konzernklagen können öf-
fentliche Haushalte massiv belas-
ten. Die Rechtskosten belaufen sich 
im Schnitt auf 5 Mio. Euro pro Partei.8 
Selbst Staaten, die nicht verlieren, blei-
ben oftmals auf ihren Anwaltskosten 
sitzen. So musste Australien die Hälf-
te seiner Kosten zur Verteidigung ge-
gen die Philip-Morris-Klage gegen 

7	 Shearman & Sterling, COVID-19 & Internatio-
nal Investment Protection, 14.4.2020.

8	 Vgl. Jeffrey P. Commission, How Much Does 
an ICSID Arbitration Cost? A Snapshot of the 
Last Five Years, in: „Kluwer Arbitration Blog”, 
29.2.2016.
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Anti-Tabak-Gesetze tragen, obwohl 
ein Schiedsgericht die Klage wegen 
missbräuchlichem Verhalten des Kon-
zerns abgewiesen hatte.9 Verliert ei-
ne Regierung gar, wird es noch teu-
rer: Bis Ende 2018 wurden Staaten zur 
Zahlung von insgesamt 88 Mrd. Dollar 
verurteilt – was dem 18fachen des Bud-
gets der Weltgesundheitsorganisati-
on für das Jahr 2020 entspricht.10 Und 
das dürfte längst nicht alles sein, denn 
diese Zahl bezieht sich nur auf bekannt 
gewordene Fälle, bei denen eine Scha-
denersatzsumme überhaupt öffentlich 
gemacht wurde.

In einem Papier zu „Investor- 
Staat-Klagen bei Covid-19-Verlusten“11 
führt die Kanzlei Sidley einen der ver-
heerenden Gründe auf, warum die 
Verfahren Staaten derart teuer zu ste-
hen kommen: Im Investitionsrecht sind 
unter bestimmten Umständen nicht 
nur bereits investierte Beträge scha-
denersatzpflichtig, also die tatsächli-
chen Ausgaben eines Investors, son-
dern auch entgangene zukünftige Ge-
winne. Da andere Rechtssysteme in der 
Regel keinen Schadenersatz für derlei 
völlig hypothetische Gewinne vorse-
hen, können Investor-Staat-Schieds-
sprüche für Unternehmen wesentlich 
lukrativer ausfallen als Entscheidun-
gen ordentlicher Gerichte.

Auch seine Einseitigkeit macht das 
internationale Investitionsrecht zu ei-
nem für Profitinteressen günstigen 
Rechtssystem. Denn Investitionsab-
kommen schreiben Rechte, aber keine 
Pflichten für ausländische Investoren 
fest. Die sie auslegenden Schiedsge-
richte folgen keinem über Jahrzehnte 
gewachsenen Eigentumskompromiss 
– wie beispielsweise dem im bundes-
deutschen Verfassungsrecht –, der die 

9	 Vgl. Patricia Ranald, When even winning is 
losing. The surprising cost of defeating Philip 
Morris over plain packaging, in: „The Conver-
sation”, 26.3.2019.

10	Vgl. Cecilia Olivet u.a., Pandemic profiteers. 
How foreign investors could make billions 
form crisis measures, 20.4.2020.

11	Marinn Carlson u.a., Investment Treaty 
Claims for COVID-19 Losses?, 7.5.2020.

soziale Funktion von Eigentum aner-
kennt und es mit anderen gesellschaft-
lichen Interessen abwägt. Zudem nei-
gen Schiedsgerichte dazu, staatliche 
Entscheidungsspielräume stärker ein-
zuschränken als demokratisch legiti-
mierte Gerichte, da letztere aus Ach-
tung vor dem demokratischen Souve-
rän Regierungen und Parlamenten ei-
nen weiten Ermessensspielraum bei 
der Behandlung komplexer politischer 
Fragen einräumen.

Internationale Zivilgesellschaft  
fordert Kehrtwende

Die Zusammensetzung der Schiedsge-
richte spielt dabei eine wichtige Rolle. 
Hier sprechen drei von den Streitpar-
teien ernannte Privatpersonen Recht, 
die pro Verfahren mit Tagessätzen von 
3000 US-Dollar bezahlt werden. Das 
ist ein starker finanzieller Anreiz, das 
Recht zugunsten der klagenden Inves-
toren auszulegen – denn eine konzern-
freundliche Entwicklung des Rechts-
felds  bedeutet mehr Klagen, Berufun-
gen und Einkommen für die Schieds-
richter*innen in der Zukunft. Auch 
Interessenkonflikte sind weit verbrei-
tet, beispielsweise wenn Schiedsrich-
ter*innen in parallelen Klagen als An-
wält*innen auftreten und dabei von 
ihren eigenen Rechtsauslegungen pro-
fitieren können.

Die Notwendigkeit, Investor-Staat- 
Klagen zu verhindern, war selten so 
klar wie derzeit, wo die internatio-
nale Staatengemeinschaft nicht nur 
mit einer globalen Gesundheits-, son-
dern auch einer Weltwirtschaftskrise 
kämpft. In einem offenen Brief rufen 
mittlerweile mehr als 600 zivilgesell-
schaftliche Organisationen aus 90 Län-
dern deshalb ihre Regierungen auf, die 
Parallelgerichtsbarkeit für Konzerne 
einzuschränken oder sogar ganz ab-
zuschaffen. Zu den Unterzeichnern 
zählen unter anderem der Internatio-
nale Gewerkschaftsbund IGB und die 
Metall-, Chemie-, Energie- und Textil- 
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Gewerkschaftsföderation IndustriALL 
sowie Umwelt-, Entwicklungs- und 
Nothilfe-Organisationen wie Oxfam, 
Greenpeace und Ärzte ohne Gren-
zen. Die Organisationen erheben fünf 
Forderungen: einen dauerhaften Aus-
schluss von Covid-19-Notfallmaßnah-
men von der Investor-Staat-Schiedsge-
richtsbarkeit, ein Moratorium für alle 
Investor-Staat-Verfahren, einen Zah-
lungsstopp in Folge von Schiedsurtei-
len während der Pandemie, den so-
fortigen Stopp neuer Abkommen mit 
Klageprivilegien für Konzerne sowie 
ein Ende entsprechender bestehender 
Verträge.12

Die Ungerechtigkeit beenden

Und tatsächlich gibt es erste Bewe-
gungen in diese Richtung. Ein Entwurf 
für eine internationale Vereinbarung 
zur dauerhaften Aussetzung von In-
vestor-Staat-Verfahren gegen Co-
vid-19-Notfallmaßnahmen wird unter 
Expert*innen bereits diskutiert.13 In ih-
rem jüngsten Entwicklungsbericht for-
dert die UN-Organisation für Handel 
 und Entwicklung UNCTAD ein soforti-
ges Moratorium für Investor-Staat-Kla-
gen, um notwendige politische Hand-
lungsspielräume in der Pandemie zu 
schützen.14 Auch die Aufkündigung 
alter Investitionsverträge avancierte 
jüngst zu einem Trend. Nach 2017 war 
2019 das zweite Jahr, in dem die Zahl 
der aufgekündigten Verträge die der 
neu abgeschlossenen überstieg. Insge-
samt sind 350 gekündigte Abkommen 
bekannt – von Staaten wie Südafrika, 
Indonesien und Indien.15 Erst kürz-
lich haben 23 EU-Staaten, darunter 

12	Vgl. Offener Brief zu ISDS und COVID-19, 
www.s2bnetwork.org, Juni 2020.

13	Vgl. IISD, Consultations on a Concerted Re-
sponse to COVID-19 Related ISDS Risks, Mai 
2020.

14	Vgl. UNCTAD, Trade and Development Report 
2020, September 2020, S. 20.

15	Vgl. UNCTAD, The changing IIA landscape: 
new treaties and recent policy developments, 
Juli 2020, S.2.

Deutschland, einen Vertrag unter-
zeichnet, der etwa 130 innereuropäi-
sche Investitionsabkommen beenden 
wird, die der Europäische Gerichtshof 
für illegal erklärt hatte.16

Mit Ausnahme dieser sogenannten 
Intra-EU-Verträge zählen die deutsche 
Bundesregierung und das federfüh-
rende Wirtschaftsministerium unter 
Peter Altmaier jedoch weiterhin zu den 
Verfechtern der Sonderklagerechte für 
Konzerne. Kein Staat hat mehr rechts-
kräftige bilaterale Investitionsabkom-
men als die Bundesrepublik – insge-
samt knapp 130. Und anders als bei-
spielsweise die Niederlande, die ihre 
Verträge jüngst reformiert haben, um 
das Klagerisiko zu minimieren, lässt 
die Bundesregierung ihre Abkom-
men unangetastet. Das gilt auch für 
den Energiecharta-Vertrag, auf dessen  
Basis die beiden Vattenfall-Klagen 
gegen Deutschland laufen. Überdies  
genießen neue Handelsabkommen 
wie das CETA zwischen der EU und 
Kanada, die die Spielräume für Inves-
tor-Staat-Klagen ausweiten, deutsche 
Unterstützung.

Die Coronakrise stellt die Legitimi-
tät dieses parallelen Rechtssystems, 
das einige der Reichsten in unserer 
Gesellschaft besser stellt als alle an-
deren, nun wie nie zuvor in Frage. Wa- 
rum sind Investoren und ihr Wunsch 
nach sprudelnden Gewinnen stärker 
geschützt als die staatliche Pflicht zum 
Schutz der Gesundheit und eines an-
gemessenen Lebensstandards? Was 
ist die Rechtfertigung für ein Sonder-
recht, nach dem wohlhabende Wirt-
schaftsakteure eine günstigere Be-
handlung erfahren als all diejenigen, 
die schon jetzt besonders stark unter 
der Pandemie und ihren Folgen lei-
den? Diese Fragen bringen die schrei-
ende Ungerechtigkeit der Sonder-Kla-
gerechte für Konzerne auf den Punkt. 
Diese Ungerechtigkeit zu beenden, ist 
das Gebot der Stunde.

16	Vgl. Germany Trade and Invest, EU-interne bi-
laterale Investitionsschutzabkommen werden 
beendet, 3.6.2020.


